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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
NRW muss funktionieren: Tabus und blinde Flecken beim Kinderschutz – Nordrhein-
Westfalen braucht ein Lagebild „(Sexualisierte) Gewalt und Prävention“ 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Mehr als 56.000 Mal mussten nordrhein-westfälische Jugendämter im Jahr 2023 ein Verfahren 
zum Thema Kindeswohlgefährdung einleiten. In mehr als tausend Fällen spielte sexuelle Ge-
walt dabei eine Rolle.1 Der Landtag und das Land Nordrhein-Westfalen haben in der Vergan-
genheit auf die öffentlich stark diskutierten Fälle von Kindesmissbrauch in Lügde, Bergisch-
Gladbach und Münster reagiert. Der Landtag hat den Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss „Missbrauch“ eingerichtet, der auch in dieser Legislaturperiode seine Arbeit fortsetzt. 
Gleiches gilt für die neu geschaffene Kinderschutzkommission, die großen Anteil an der par-
teiübergreifenden Ausgestaltung und Verabschiedung des ersten Kinderschutzgesetzes für 
Nordrhein-Westfalen hatte.  
 
Das Kinderschutzgesetz ist zweifellos ein bedeutender Schritt zu besserem Kinderschutz in 
den 186 Jugendamtsbezirken in Nordrhein-Westfalen. Gleichwohl fehlt es in Nordrhein-West-
falen an messbaren Ergebnissen zur Entwicklung (sexualisierter) Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen. Regelmäßig steigende Zahlen beantwortet die Landesregierung ebenso regelmä-
ßig mit steigender Awareness: „Insgesamt ist zu beachten, dass die Zahlen im Bereich der 
Gefährdungseinschätzungen auch in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen sind. 
Auch dies wurde in der Vergangenheit insbesondere mit steigender Sensibilität begründet.“2 
Einen Beleg, ob es sich dabei um eine Hoffnung oder eine Tatsache handelt, kann ohne eine 
tiefergehende Analyse nicht geliefert werden. Dabei ist evident, dass zahlreiche relevante Fak-
ten der Landesregierung unbekannt sind. Wichtiges Steuerungswissen für die Weiterentwick-
lung eines effektiven Kinderschutzes und zur Prävention körperlichen wie seelischen Leides 
ist nicht vorhanden oder wird nicht entsprechend gebündelt. Dieses Bild zeichnen die Antwor-
ten auf zahlreiche Anfragen und Berichtsbitten: 
 
Kinderschutz wird vor Ort konkret und wird in Nordrhein-Westfalen in 186 Jugendämtern indi-
viduell umgesetzt. Dafür braucht es ausreichend qualifiziertes Personal. Ob die personelle 

 
1 Vgl. https://www.it.nrw/nrw-im-jahr-2023-gab-es-rund-56-000-gemeldete-verfahren-zur-einschaet-
zung-der-kindeswohlgefaehrdung#:~:text=August%202024-
,NRW%3A%20Im%20Jahr%202023%20gab%20es%20rund%2056%20000%20gemel-
dete,F%C3%A4llen%20eine%20latente%20Kindeswohlgef%C3%A4hrdung%20fest. Zu berücksichti-
gen ist dabei, dass für mehrere Jugendämter, darunter große wie Köln oder Essen im Jahr 2023 keine 
Zahlen erfasst werden konnten. 
2 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-5883.pdf 
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Ausstattung, die immer wieder auch von den Kommunalen Spitzenverbänden als prekär be-
zeichnet wird, ausreichend ist, kann auf Landesebene derzeit nicht nachvollzogen werden. Die 
„Daten werden in der amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik in der gewünschten Tiefe („Po-
sitionen“, „Bereichen“, „Vakanzen“) sowie in der angefragten Breite („in den Jugendämtern“) 
nicht abgebildet. Vor dem Hintergrund der kommunalen Selbstverwaltung und der begrenzten 
Datenlage der Kinder- und Jugendhilfestatistik kann bezüglich konkreter jugendamtsscharfer 
Daten daher nur auf die einzelnen Kommunen als Träger der öffentlichen Jugendhilfe verwie-
sen werden.“3 
 
Wie sich die Fachkräftemangel auf das Angebot an Plätzen in der stationären Jugendhilfe 
auswirkt, ist der Landesregierung ebenfalls nicht bekannt, obwohl dieses Problem häufig the-
matisiert wird. Von der Landesregierung heißt es: „In der Kinder- und Jugendhilfe herrscht, wie 
in vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen derzeit ein akuter Fachkräftemangel, woraus 
zukünftig auch ein Rückgang der Platzzahlen in der stationären Kinder- und Jugendhilfe resul-
tieren kann. Aktuell werden diese Zahlen jedoch nicht erhoben, sodass eine Aussage hierzu 
nicht getroffen werden kann.“4  
 
Im Elementarbereich kann das Land mit den Meldungen nach § 47 SGB VIII auf umfangreiche 
Daten zu Fällen von Gewalt, sexuellen Übergriffen und pädagogischem Fehlverhalten zurück-
greifen. Demografische Daten lassen sich aus den Meldungen jedoch nicht ableiten. 
 
Im Bereich der Offenen Ganztagsgrundschulen verfügt die Landesregierung (anders als im 
Kita-Bereich) über kein spezifisches Wissen über Vorfälle von Gewalt und pädagogischem 
Fehlverhalten. Da es im Bereich der OGS keine Meldungen nach § 47 SGB VIII gibt, wäre 
lediglich ein Rückgriff auf die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) möglich, die auf Tatörtlichkei-
ten abzielt. Dies bleibt jedoch wirkungslos, da die PKS den Ort „Einrichtungen des Offenen 
Ganztags“ nicht als Abfrageparameter benennt. Da die Dienst- und Fachaufsicht über das 
Personal beim jeweiligen Anstellungsträger liegt, hat die Landesregierung keine Erkenntnisse 
über das Personal außerschulischer Träger.5 Dies ist Resultat, dass in Nordrhein-Westfalen 
die Aufsicht über die Jugendhilfeträger im Offenen Ganztag nicht bei den Landesjugendämtern 
gebündelt ist. 
 
Mit Inkrafttreten des Landeskinderschutzgesetzes zum 1. Mai 2022 wurden auch die Primar-
schulen des Landes NRW zur Erstellung eines Schutzkonzeptes gegen Gewalt und vor allem 
zur Verzahnung dieses Konzepts mit den OGSen verpflichtet. Im Schulgesetz finden sich 
diese Schutzkonzepte unter Paragraf 42 (6): „Die Sorge für das Wohl der Schülerinnen und 
Schüler erfordert es, jedem Anschein von Vernachlässigung oder Misshandlung nachzuge-
hen. Die Schule entscheidet rechtzeitig über die Einbeziehung des Jugendamtes oder anderer 
Stellen. Jede Schule erstellt ein Schutzkonzept gegen Gewalt und sexuellen Missbrauch. Es 
bedarf der Zustimmung der Schulkonferenz.“  
 
Das Wissen der Landesregierung, wie die eigenen Behörden im Bereich des Kinderschutzes 
mit den kommunalen Jugendämtern kooperieren, erscheint ebenso rudimentär. Es war der 
Landesregierung auf Anfrage nicht möglich zu benennen, in welchen Kinderschutznetzwerken 
die landeseigenen Behörden in den Bereichen Polizei und Justiz mitwirken.6 Die Antwort auf 
die Kleine Anfrage (KA 5313) zeigt ebenfalls deutlich, dass die Landesregierung kein Interesse 
an wesentlichem Steuerungswissen zum Kinderschutz hat.  
 

 
3 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3733.pdf 
4 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-7433.pdf 
5 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12327.pdf 
6 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-13123.pdf 
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Allein aus dieser nicht abschließenden Zusammenstellung wird deutlich: Nordrhein-Westfalen 
benötigt ein statistisch umfängliches Lagebild über (sexualisierte) Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen und über dessen Prävention. 
 
Das wird auch im Hinblick auf spezifische Tätergruppen nachdrücklich, die Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen verüben. Trotz der gestiegenen politischen wie öffentlichen Sensibilisierung 
für die Bedeutung eines effektiven Kinderschutzes in Nordrhein-Westfalen, bleibt die Aufmerk-
samkeit für manche Gruppen, die für (sexualisierte) Gewalt an Kindern und Jugendlichen ver-
antwortlich sind, hinter den Notwendigkeiten zurück. So gehört Professorin Kathinka Beck-
mann zu den Wissenschaftlerinnen, die bereits 2022 gegenüber dem Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss Kindesmissbrauch forderte, potenzielle Täterinnen stärker in den Blick 
zu nehmen: „Wir sollten anfangen über Frauen zu sprechen, die nicht nur passiv den Miss-
brauch ihrer Männer dulden, sondern selbst aktiv Kinder missbrauchen, sie etwa in die Pros-
titution schicken“7 wird Beckmann von der Deutschen Pressagentur zitiert.  
 
Die Forschung zur Rolle von Frauen als Ausübende (sexualisierter) Gewalt ist derzeit noch 
rudimentär. Eine Studie der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindes-
missbrauchs kam 2021 zu dem Ergebnis, dass es Frauen mit einem sexuellen Interesse an 
Kindern gibt und sexualisierte Gewalt auch durch weibliche Personen stattfindet. Dabei spielt 
neben der körperlichen auch die psychische Gewalt eine bedeutende Rolle. Gleichzeitig sind 
Frauen und dabei häufig auch Mütter als Täterinnen ein gesellschaftliches Tabu und es man-
gelt an faktenbasierter Aufklärung der Öffentlichkeit.8 Auch aus Forschendensicht könnten da-
her „blinde Flecken“ entstehen.9 
 
Tabuisierung und mangelnde Aufklärung, aber auch Verdeckungstrategien der Täterinnen und 
internalisierte Schuldgefühle können für Betroffene schwerwiegende Folgen haben: „Wurde 
eine mögliche Anzeige der Täterin thematisiert, so riet das Umfeld den Betroffenen allerdings 
zu knapp 70% davon ab. In Bezug auf Strafanzeigen gaben ca. 90% der Befragten an, keine 
Anzeige gegen die Täterin erstattet zu haben. Wenn Betroffene die sexualisierte Gewalt zur 
Anzeige brachten, dann vergingen zwischen der erfahrenen sexualisierten Gewalt und der 
Anzeige im Mittel dreißig Jahre. In nahezu zwei Dritteln der angezeigten Fälle wurden aller-
dings wegen Verjährung oder Unglaube bei der Polizei keine Ermittlungen aufgenommen.“10 
Lediglich in 9% der angezeigten Fälle sexualisierter Gewalt durch Täterinnen sei es zu einer 
Verurteilung gekommen. 
 
Daher fordert die Studie mehr Aufklärungsarbeit in Bezug auf Täterinnen im Kontext sexuali-
sierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen. Ein Vorschlag lautet: „Schulungen in pädagogi-
schen, psychosozialen und medizinischen Einrichtungen sowie bei der Polizei und in der Justiz 
könnten eine bessere Versorgung einerseits von Betroffenen gewährleisten und andererseits 
von weiblichen Personen mit sexuellem Interesse an Kindern, die ein Risiko für sexuelle Über-
griffe, einschließlich des Konsums von Gewaltdarstellungen, aufweisen.“11 
 
In Bezug auf weibliche Tatpersonen liegt in Nordrhein-Westfalen vieles im Dunklen. Dort wo 
Nordrhein-Westfalen über Statistiken verfügt, fehlen wichtige demografische Daten, um ein 
umfassendes Lagebild über (sexualisierte) Gewalt an Kindern und Jugendlichen in unserem 
Bundesland erstellen zu können. So verfügt die Landesregierung über keinerlei Informationen 

 
7 https://www.sueddeutsche.de/politik/duesseldorf-professorin-frauen-als-taeterinnen-staerker-in-blick-
nehmen-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-220826-99-523172 
8 Vgl. Unabhängige Kommission (2021): Sexueller Kindesmissbrauch durch Frauen. Zusammenfas-
sung der Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt. Geschichten die zählen. 
9 Vgl. [ebd.], S. 15. 
10 [ebd.], S. 7. 
11 [ebd.], S. 22. 
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zum Geschlecht der Ausübenden von Gewalt bzw. pädagogischem Fehlverhalten in Kitas, weil 
dies in den Meldungen nach § 47 SGB VIII nicht erfasst wird. Ebenso weiß die Landesregie-
rung nicht, wie sich im Allgemeinen geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Ausübung 
von (sexualisierter) Gewalt an Kindern feststellen lassen.12 
 
Nordrhein-Westfalen muss sich folglich in Bezug auf Tätergruppen, die im gesellschaftlichen 
Diskurs zu (sexualisierter) Gewalt unterrepräsentiert sind, besser aufstellen. Eine Bagatellisie-
rung lässt Betroffene und Angehörige hilflos zurück. In Kinderschutzkonzepten müssen spezi-
elle Gruppen Gewaltausübender ausreichend berücksichtigt und Kinder frühzeitig dazu befä-
higt werden, eigene Grenzen setzen zu können. 
 
II. Feststellung  
 
Der Landtag stellt fest: 
 

• Nordrhein-Westfalen verfügt über kein umfassendes Lagebild, wie sich die (sexuelle) 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen darstellt und dessen Prävention gelingt. Wichtige 
Daten sind auf Landesebene nicht gebündelt oder werden überhaupt nicht erhoben. 
 

• In Bezug auf Tätergruppen und Täterstrategien bestehen in Nordrhein-Westfalen „blinde 
Flecken“. Der Landesregierung liegen nach eigener Auskunft keine demografischen Da-
ten zu den Ausübenden (sexualisierter) Gewalt an Kindern vor. Ebenso wenig verfügt 
das Land bislang über entsprechende Dunkelfeldstudien. 

 

• Im öffentlichen Diskurs wird die Rolle von Frauen als Ausübende von (sexualisierter) 
Gewalt an Kindern häufig unterschätzt. Durch diesen Umstand besteht die Gefahr, dass 
Gewalt und Missbrauch an Kindern durch bestimmte Zielgruppen zu spät erkannt wird 
und auch keine entsprechenden Konzepte für die Nachsorge bei den Betroffenen vorlie-
gen und angewandt werden. 

 
III. Beschlussfassung  
 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung: 
 

• ein Lagebild zu (sexualisierter) Gewalt an Kindern und Jugendlichen zu schaffen, das 
eine kontinuierliche Datengrundlage beinhaltet, bei der auch demografische Daten aus-
reichend berücksichtigt werden, die beispielsweise allein durch die Meldungen nach  
§ 47 SGB VIII derzeit nicht vollumfänglich erfasst werden. 
 

• In einem Lagebild alle für die Beurteilung des Präventionsfortschritts notwendigen Daten 
zu erfassen und dabei auch jugendamtsscharfe Angaben zur Personalausstattung zu 
erheben, die über die begrenzte Datenlage der Kinder- und Jugendhilfestatistik hinaus-
gehen. 

 

• Daten zur Nachsorge und Betreuung von betroffenen Kindern und Jugendlichen zu er-
heben und dabei auch die landesweite Entwicklung im Bereich der stationären Jugend-
hilfe zu evaluieren. 

  

 
12 Vgl. https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12326.pdf. 
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• Gemeinsam mit der Aufklärungskommission des Landes NRW Forschungsvorhaben 
und Dunkelfeldstudien zur quantitativen und qualitativen Entwicklung (sexualisierter) Ge-
walt an Kindern und Jugendlichen in Auftrag zu geben, die dabei insbesondere auch die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Ausübung (sexualisierter) stärker in den 
Fokus rücken. 

 

• Materialien und Handreichungen für Kitas und Schulen, psychosozialen und medizini-
schen Einrichtungen sowie Polizei und Justiz zu erarbeiten, die für Gruppen von Täte-
rinnen und Tätern sensibilisieren, die nicht im öffentlichen Fokus stehen. Diese sollen 
auch zur Konkretisierung von Kinderschutzkonzepten in pädagogischen Einrichtungen 
genutzt werden. 

 

• Gemeinsam mit den Kommunen an der Erstellung von Kinderschutzbedarfsplänen zu 
arbeiten, damit die Entwicklung und die Bedarfe vor Ort abgebildet werden können. Wie 
auch in der Frage von Schule, Feuerwehr und anderen Bereichen der Jugendhilfe ist 
dies wesentliches Steuerungswissen des Landes und als Monitoring im Land unverzicht-
bar, auch um so die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben überprüfen zu können.  

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Dr. Dennis Maelzer 
Christian Dahm 
Justus Moor  
 
und Fraktion 

 
 


